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Vorabentscheidungsersuchen des Helsingin hallinto-oikeus (Finnland), eingereicht am 6. Juli 2023 —
Metsi Fibre Oy

(Rechtssache C-414/23, Metsii Fibre)
(2023/C 338/15)

Verfahrenssprache: Finnisch

Vorlegendes Gericht

Helsingin hallinto-oikeus

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klagerin: Metsi Fibre Oy

Vorlagefragen

1 Sind die Vorschriften der Art. 70 und 40 der Registerverordnung (') der Kommission tiber die Fristen fiir eine
Riickgingigmachung von Transaktionen sowie iiber die Endgiiltigkeit und Unwiderrufbarkeit von Transaktionen
ungiiltig, wenn man das Eigentumsrecht gemédfl Art. 17 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union und die
anderen in der Grundrechtecharta geschiitzten Rechte beriicksichtigt, sofern die genannten Vorschriften eine
Riickiibereignung der Zertifikate an die Metsd Fibre Oy in einer Situation verhindern, in der die Abgabe iiberzahliger
Zertifikate an das Unionsregister auf der Anwendung der im Urteil Schaefer Kalk () fiir ungiiltig befundenen Vorschriften
beruhte, und die Gesellschaft den positiven Erfiillungsstatus des Erfillungskontos wegen der jetzigen Emissionsarmut der
Anlage Adnekoski nicht nutzen kann?

2 Wenn Frage 1) verneint wird: Sind die Vorschriften der Art. 70 und 40 der Registerverordnung der Kommission
iiberhaupt in einer Situation anwendbar, in der die Abgabe iiberzahliger Zertifikate an das Unionsregister auf einer
Anwendung der im Urteil Schaefer Kalk fiir ungiiltig befundenen Vorschriften und nicht auf einer vom Kontoinhaber
oder einem nationalen Verwalter im Namen des Kontoinhabers versehentlich oder irrtiimlicherweise veranlassten
Transaktion beruhte?

3 Wenn Frage 1) verneint und Frage 2) bejaht wird: Gibt es irgendeinen anderen vom Unionsrecht ermoglichten Weg, tiber
den die Metsé Fibre Oy im Hinblick auf die Nutzung der Zertifikate in die Position versetzt werden kann, in der sie sich
befinde, wenn die im Urteil Schaefer Kalk fur ungiiltig befundenen Vorschriften nicht existiert hitten und die Gesellschaft
aus diesem Grunde keine tiberzdhligen Zertifikate abgegeben hitte?

(")  Verordnung (EU) Nr. 389/2013 der Kommission vom 2. Mai 2013 zur Festlegung eines Unionsregisters gemaf$ der Richtlinie
2003/87[EG des Europdischen Parlaments und des Rates und den Entscheidungen Nr. 280/2004/EG und Nr. 406/2009/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates sowie zur Authebung der Verordnungen (EU) Nr. 920/2010 und (EU) Nr. 1193/2011 der
Kommission (ABl. 2013, L 122, S. 1).

() Urteil des Gerichtshofs vom 19.1.2017 (C-460/15, Schaefer Kalk, EU:C:2017:29).

Vorabentscheidungsersuchen des @stre Landsret (Dinemark), eingereicht am 6. Juli 2023 — Slagelse
Almennyttige Boligselskab — Afdeling Schackenborgveaenge, XM, ZQ, FZ, DL, WS, JI, PB, VT, YB, TJ
und RK/MV, EH, LI, AQ, LO und Social-, Bolig- og £ldreministeriet

(Rechtssache C-417/23, Slagelse Almennyttige Boligselskab — Afdeling Schackenborgvaenge)
(2023/C 338/16)
Verfahrenssprache: Danisch

Vorlegendes Gericht

Ostre Landsret

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klager: Slagelse Almennyttige Boligselskab — Afdeling Schackenborgvange, XM, ZQ, FZ, DL, WS, J1, PB, VT, YB, TJ und RK

Beklagte: MV, EH, LI, AQ, LO und Social-, Bolig- og Zldreministeriet
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Vorlagefragen

1. Ist der Begriff ,ethnische Herkunft“ bzw. die Wendung ,einer ethnischen Gruppe angehéren in Art. 2 Abs. 2 Buchst. a
und b der Richtlinie 2000/43 (!) dahin auszulegen, dass sie unter Umstinden wie den hier vorliegenden — wenn nach
dem dinischen Almenboliglov (Gesetz iiber den sozialen Wohnungsbau) in sogenannten Umgestaltungsgebieten der
Anteil an Sozialwohnungen fur Familien verringert werden soll und es eine Voraussetzung fiir die Einstufung als
Umgestaltungsgebiet ist, dass in dem Wohngebiet mehr als 50 % ,Einwanderer und ihre Nachkommen aus
nicht-westlichen Staaten” leben — eine Gruppe von Personen erfassen, die als ,Einwanderer und ihre Nachkommen
aus nicht-westlichen Staaten” definiert werden?

2. Falls Frage 1 ganz oder teilweise zu bejahen ist: Ist Art. 2 Abs. 2 Buchst. a und b dahin auszulegen, dass die in der
Rechtssache beschriebene Regelung eine unmittelbare oder eine mittelbare Diskriminierung darstellt?

(") Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse
oder der ethnischen Herkunft (ABI. 2000, L 180, S. 22).

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Bologna (Italien), eingereicht am 21. Juli 2023 —
Strafverfahren gegen OB

(Rechtssache C-460/23, Kinshasa ('))
(2023/C 338/17)

Verfahrenssprache: Italienisch

Vorlegendes Gericht

Tribunale di Bologna

Partei des Ausgangsverfahrens

OB

Vorlagefragen

1. Steht die Charta der Grundrechte, insbesondere der VerhiltnismaRigkeitsgrundsatz aus Art. 52 Abs. 1 in Verbindung mit
dem Recht auf personliche Freiheit und dem Eigentumsrecht aus den Art. 6 und 17, dem Recht auf Leben und
Unversehrtheit aus den Art. 2 und 3, dem Asylrecht aus Art. 18 und dem Recht auf Achtung des Familienlebens aus
Art. 7, den Bestimmungen der Richtlinie 2002/90/EG (%) und des Rahmenbeschlusses 2002/946/J1 () (der mit Art. 12
TUI (%) in italienisches Recht umgesetzt worden ist) entgegen, soweit diese die Mitgliedstaaten verpflichten, strafrechtliche
Sanktionen gegen jeden vorzusehen, der vorsitzlich Handlungen unterstiitzt oder vornimmt, die darauf gerichtet sind,
die unerlaubte Einreise von Auslindern in das Hoheitsgebiet der Union zu unterstiitzen, auch wenn dieses Verhalten
ohne Gewinnerzielungsabsicht erfolgt, ohne gleichzeitig die Verpflichtung der Mitgliedstaaten vorzusehen, die
strafrechtliche Relevanz von Beihilfehandlungen zur unerlaubten Einreise auszuschlieflen, die darauf gerichtet sind,
Auslindern humanitire Unterstiitzung zu leisten?

2. Steht die Charta der Grundrechte, insbesondere der Verhaltnismafigkeitsgrundsatz aus Art. 52 Abs. 1 in Verbindung mit
dem Recht auf personliche Freiheit und dem Eigentumsrecht aus den Art. 6 und 17, dem Recht auf Leben und
Unversehrtheit aus den Art. 2 und 3, dem Asylrecht aus Art. 18 und dem Recht auf Achtung des Familienlebens aus
Art. 7, einem Straftatbestand wie Art. 12 TUI entgegen, soweit dieser das Verhalten von Personen sanktioniert, die
Handlungen vornehmen, die darauf gerichtet sind, einem Auslinder die unerlaubte Einreise in das Hoheitsgebiet des
Staates zu ermoglichen, auch wenn dieses Verhalten ohne Gewinnerzielungsabsicht erfolgt, ohne gleichzeitig die
strafrechtliche Relevanz von Beihilfehandlungen zur unerlaubten Einreise auszuschliefSen, die darauf gerichtet sind,
Auslindern humanitire Unterstiitzung zu leisten?

(")  Die vorliegende Rechtssache ist mit einem fiktiven Namen bezeichnet, der nicht dem echten Namen eines Verfahrensbeteiligten
entspricht.

Q] RichF;linie des Rates vom 28. November 2002 zur Definition der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten
Aufenthalt (ABL 2002, L 328, S. 17).

()  Rahmenbeschluss des Rates vom 28. November 2002 betreffend die Verstirkung des strafrechtlichen Rahmens fiir die Bekdimpfung
der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt (ABL. 2002, L 328, S. 1).

(" Decreto legislativo (Gesetzesdekret) Nr. 286 vom 25. Juli 1998 (Testo unico delle disposizioni concernenti la disciplina
dellimmigrazione e norme sulla condizione dello straniero — TUI [Einheitstext der Bestimmungen iiber die Regelung der
Einwanderung und die Rechtsstellung des Auslinders]).



	Rechtssache C-414/23, Metsä Fibre: Vorabentscheidungsersuchen des Helsingin hallinto-oikeus (Finnland), eingereicht am 6. Juli 2023 — Metsä Fibre Oy
	Rechtssache C-417/23, Slagelse Almennyttige Boligselskab — Afdeling Schackenborgvænge: Vorabentscheidungsersuchen des Østre Landsret (Dänemark), eingereicht am 6. Juli 2023 — Slagelse Almennyttige Boligselskab — Afdeling Schackenborgvænge, XM, ZQ, FZ, DL, WS, JI, PB, VT, YB, TJ und RK/MV, EH, LI, AQ, LO und Social-, Bolig- og Ældreministeriet
	Rechtssache C-460/23, Kinshasa: Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Bologna (Italien), eingereicht am 21. Juli 2023 — Strafverfahren gegen OB

